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HOCHSCHULE

Prekäre Exzellenz
Fünf Jahre grüne Wissenschaftspolitik – 

eine Bilanz

Vor fünf Jahren übernahmen 
die Grünen die um das Thema 
Gleichstellung erweiterte Wis-
senschaftsbehörde – die neue 
Behörde für Wissenschaft und 
Gleichstellung (BWFG). Sena-
torin wurde Katharina Fegebank, 
Staatssekretärin die bis dato wis-
senschaftspolitische Sprecherin 
der Grünen, Eva Gümbel. Wie 
sieht die Bilanz nach fünf Jahren 
grüner Wissenschaftspolitik in 
Hamburg aus? Wurden die Ver-
sprechungen eingehalten? Ei-
nerseits wurde die Uni Hamburg 
in den Status einer Exzellenzu-
niversität erhoben, andererseits 
gab es eine Stagnation in den Be-
reichen Hochschulfinanzierung 
und bei den Beschäftigungsbe-
dingungen, wie im Folgenden 
ausgeführt wird.

Grundfinanzierung 
stagniert weiter

Finanziell gut ausgestattete 
Hochschulen sind nötig, damit 
diese ihre Aufgaben in For-
schung und Lehre wahrnehmen 
können. Entscheidend ist hierbei 
die sog. Grundfinanzierung, also 
die Mittel, die in den Haushalten 
der Hochschulen zur Verfügung 
stehen, um u.a. das Personal in 
Forschung und Lehre sowie das 
Verwaltungs- und technische 
Personal zu bezahlen. Auch 
aufgrund der Schuldenbreme 
stagniert die Hochschulfinanzie-
rung jedoch seit vielen Jahren 
– auch schon unter der vorhe-
rigen SPD-geführten Behörde 
– und ist gedeckelt bei jährlich 
0,88 Prozent Aufwuchs. Diese 
Erhöhung deckt jedoch nicht 

einmal die Tarifsteigerungen, 
so dass der Etat der Hochschu-
len faktisch schrumpft. Diesen 
Missstand erkannten die Grünen 
und versprachen daher im aktu-
ellen Koalitionsprogramm, dass 
bei Tarifsteigerungen über diese 
0,88 Prozent hinaus Nachver-
handlungen geführt werden sol-
len. Wenig überraschend lag der 
Tarifabschluss in der nun enden-
den Legislatur über diesen 0,88 
Prozent, so dass nun die Senato-
rin in der Pflicht war, die Nach-
verhandlungen zu führen. 

Dieser im Koalitionsvertrag 
dokumentierten Bereitschaft 
zur Nachverhandlung über den 
jährlichen Aufwuchs der Grund-
finanzierung der Hochschulen 
erteilte die grüne Senatorin 2017 
dann jedoch, u.a. gegenüber dem 
Akademischen Senat der Uni 
Hamburg, eine Absage. Somit 
stagniert die Finanzierung wei-
ter und eines der zentralen Ver-
sprechen der Grünen wurde zu 
Lasten der Beschäftigten an den 
Hamburger Hochschulen gebro-
chen. Wie vorher schon die SPD 
haben nun auch die Grünen auf 
diesem Feld mehr als enttäuscht. 
Zwar ist es richtig, dass in Ham-
burg in den letzten zehn Jahren 
erhebliche zusätzliche finanziel-
le Anstrengungen unternommen 
wurden, um den Hochschul- und 
Forschungsstandort zu stärken, 
aber diese zusätzlichen Mittel 
wurden eben nicht in eine ver-
besserte Grundfinanzierung der 
Hochschulen, sondern in pro-
jektbezogene, i.d.R. befristete 
Programme gesteckt (zusätz-
liche Forschungsprogramme, 
teilweise Gegenfinanzierung der 
Exzellenz, Einmalzusagen etc.). 
Aus solchen Finanzierungen ent-
steht eben keine dauerhafte, son-
dern in der Regel nur befristete 
Beschäftigung, die aufgrund des 
immer höheren Anteils der Dritt-
mittel an der Hochschulfinanzie-
rung ein immer ungesunderes 
Verhältnis zwischen den vielen 
(befristeten) Qualifikations- und 
den dünn gesäten Dauerstellen 
bewirken.
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Die AG Gute Arbeit in
der Wissenschaft: Von
einer Errungenschaft zur 
Alibiveranstaltung

Die AG Gute Arbeit in der 
Wissenschaft – Code of Conduct 
wurde 2013 von der damals SPD-
geführten Wissenschaftsbehörde 
eingerichtet mit dem Ziel, die 
Beschäftigungsbedingungen an 
den Hochschulen zu verbessern. 
In dieser AG, deren Einrichtung 
wir als GEW ausdrücklich be-
grüßt haben, trafen sich seitdem 
regelmäßig Vertreter_innen der 
Hochschulen (Kanzler_innen, 
Personalrät_innen), aber auch 
der Gewerkschaften und Verbän-
de. Verschiedene Maßnahmen 
wurden einvernehmlich bespro-
chen und gesetzliche Änderun-
gen sowie ein Code of Conduct, 
eine freiwillige Selbstverpflich-
tung der Hochschulen, auf den 
Weg gebracht. Die gesetzlichen 
Änderungen wurden mit der 
Novelle des Hochschulgesetzes 
im Sommer 2014 wirksam, die 
Regelungen des Code of Con-
duct wurden in die Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen inte-
griert, die zwischen der Behörde 
und den Hochschulen vereinbart 
werden sowie an einigen Hoch-
schulen auch in den jeweiligen 
Akademischen Senaten behan-
delt und beschlossen. Dieser 
Prozess war seinerzeit bundes-
weit vorbildlich und dennoch 
nur ein Etappensieg, da die jah-
relangen Fehlentwicklungen es 
nötig machten, weiter an diesem 
Thema zu arbeiten. Mit dem 
Wechsel des Ressorts von Rot 
nach Grün war daher auch die 
Erwartung verbunden, dass hier 
intensiv weiter gearbeitet wird.

Unter Leitung der neuen 
Staatsrätin Gümbel stagnierte 
der Prozess jedoch, sollte abge-
brochen und/oder in ein Monito-
ring überführt werden, was der 
Selbstzuschreibung einer „Stadt 
der guten Arbeit“ jedoch über-
haupt nicht entsprach. Dies mo-
nierten wir auch gemeinsam mit 
den anderen Verbänden und for-
derten, dass Hamburg seine Vor-

reiterrolle zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen ausbauen, 
statt den Prozess abrechen sollte. 
Dass die AG fortgeführt werden 
müsse, war auch das Ergebnis ei-
ner GEW-organisierten Diskus-
sionsrunde mit Bürgerschaftsab-
geordneten im November 2017. 
Auch bei einer Diskussionsrunde 
Ende 2017 mit der Staatsrätin 
aus Hamburg und dem Staatsse-
kretär aus Schleswig-Holstein zu 
den Beschäftigungsbedingungen 
im Wissenschaftsbereich haben 
wir deutlich gemacht, dass jah-
relange Fehlentwicklungen eine 
schnelle und intensive Aufarbei-
tung benötigen und der Prozess 
nicht einfach abgebrochen wer-
den kann. Erreicht wurde im-
merhin, dass die AG weiter tagt, 
wenn auch sehr selten. Ein Är-
gernis ist, dass nicht einmal die 
versprochene Evaluierung der 
2014 eingeführten Maßnahmen 
so klappte, wie es vereinbart 
war, sind doch die von Seiten 
der Arbeitgeber_innen jährlich 
vorzulegenden Evaluationsbe-
richte oftmals unvollständig 
und warfen in den letzten Jahren 
mehr Fragen auf, als Antwor-
ten zu liefern. Noch ärgerlicher 
ist, dass die grüne Senatorin bei 
Fragen nach Verbesserungen 

der Beschäftigungsbedingungen 
wiederholt auf die AG verwie-
sen hat, da „dort diese Probleme 
behandelt würden“, was faktisch 
nicht stimmt, da dort lediglich 
unvollständige und fehlerhafte 
Berichte andiskutiert wurden. 
Die AG, gestartet als Errungen-
schaft, wurde somit unter grüner 
Ägide zunehmend zu einer für 
die Beteiligten frustrierenden 
Alibiveranstaltung – ohne dass 
sie dem Ziel einer Fortentwick-
lung zuarbeitete. Dies zeigt sich 
beispielhaft an der Vergütung der 
Lehrbeauftragten, wo statt einer 
Erhöhung für alle ein unerträg-
licher Wildwuchs verschiedener 
Bezahlungen eingeführt wur-
de und es von der jeweiligen 
Hochschule/Fakultät oder sogar 
vom Fachbereich abhängt, wie 
niedrig die Vergütung ausfällt. 
Statt gleicher Bezahlung hielt 
hier leider also (grüne) Vereinze-
lung Einzug. Für die Masse der 
Lehraufträge an den Hamburger 
Hochschulen gilt: die Vergütun-
gen stagnieren auf dem niedrigen 
Niveau, das vor fast zwei Jahr-
zehnten fixiert wurde. Ausnah-
men von dieser Regel konnten 
nur erreicht werden, wo, wie z. 
B. in der Fakultät für Psycholo-
gie und Bewegungswissenschaf-
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ten, die Lehrbeauftragten beson-
deren Druck entfalten konnten 
und dort, wo die „Marktpreise“ 
für gute Lehre ohnehin längst da-
von gezogen sind. 

Autonomie der Arbeitgeber 
zu Lasten der Beschäftigten

Die Personalverantwortung 
an den Hochschulen obliegt 
den Kanzler_innen, welche in 
der Vergangenheit durch eine 
wenig arbeitnehmerfreundliche 
Haltung unerfreulich aufgefal-
len sind – jüngst gipfelnd in der 
„Bayreuther Erklärung“. Wäh-
rend die SPD-Senatorin Stapel-
feldt wenigstens noch bereit war, 
bei krassen Verfehlungen der 
Kanzler_innen aktiv zu werden 
und einen Rahmen vorzugeben 
– Stichwort: Code of Conduct –, 
lässt die grüne Wissenschaftsbe-
hörde mit dem Verweis auf die 
Autonomie der Hochschulen den 
Kanzler_innen freie Hand. Sie 
gab den Anspruch, bei besonders 
miesen Fällen einzugreifen, völ-
lig auf. 

Ein unerfreulicher Vorfall er-
gab sich im Frühjahr 2019, als 
die Uni Hamburg die korrekte 
Bezahlung der Beschäftigten 
verweigerte. So wurden Einstu-
fungen sehr verzögert bearbeitet 
und die Betroffenen mit teilwei-
se haarsträubenden Begründun-
gen hingehalten. Der Personalrat 
des wissenschaftlichen Perso-
nals (WIPR) wusste von mehr 
als 200 unbearbeiteten Fällen zu 
berichten und hat sich mehrfach 
schriftlich beim Kanzler und 
dem zuständigen Abteilungs-
leiter beschwert. Auch wurde 
vorgeschlagen, eine Einstufung 
in voraussichtlich erreichte hö-
here Stufen vorzunehmen, was 
der Kanzler jedoch verweigert. 
Eine konkrete Lösung oder ein 
Datum, wann mit den fälligen 
Nachzahlungen gerechnet wer-
den kann, wurde ebenfalls ver-
weigert. Der Kanzler begrün-
dete seinen Unwillen, seiner 
Verantwortung für diese Fälle in 
seiner Rolle als Personalverant-
wortlicher nachzukommen, mit 

der Arbeit, die seine Abteilung 
mit der Exzellenzinitiative habe. 
Als GEW kritisierten wir dies 
als unhaltbaren Zustand und ei-
ner öffentlichen Einrichtung der 
selbsternannten ‘Stadt der guten 
Arbeit‘ unwürdig. Erschreckend 
ist, dass Exzellenzbestrebun-
gen vorgeschoben wurden, um 
grundlegende Aufgaben zu ver-
nachlässigen. Wie sollen sich 
Beschäftigte mit ihrer Einrich-
tung identifizieren und sich für 
sie einsetzen, wenn eine korrekte 
Bezahlung über Monate verwei-
gert wird? Ein Einschreiten der 
Behörde? – erneut Fehlanzeige.

Die SPD, so das Fazit nach 
einem Vergleich mit der Vor-
gängerregierung, war immerhin 
bereit, einen Rahmen für besse-
re und verlässlichere Beschäfti-
gungsbedingungen zu schaffen, 
die Grünen dagegen weigern 
sich seit fünf Jahren konsequent, 
ihrer Verantwortung als oberster 
Dienstherr gerecht zu werden 
und wenigstens die schlimmsten 
Auswüchse mieser Arbeitgeber-
politik regulierend zu beheben.

Prekäre Exzellenz
Vor einigen Monaten wurde 

die Uni Hamburg zu einer der 
neuen Exzellenzuniversitäten 
gekürt. Als GEW haben wir 
gratuliert und zugleich deutlich 
gemacht, dass dieser Status auf 
Kosten der Beschäftigten erlangt 
wurde. Wir haben die Befürch-
tung geäußert, dass durch die mit 
Fördergeldern in Millionenhöhe 
verbundene neue Exzellenzstra-
tegie von Bund und Ländern 
noch unsicherere Perspektiven 
für viele Wissenschaftler_innen 
bedeutet: Wenn Universitäten 
mehr Geld bekommen, führt das 
in der Regel dazu, dass sie dieses 
für befristete Beschäftigungs-
verhältnisse verwenden. Zwar 

läuft die Exzellenzstrategie auf 
unbestimmte Zeit, doch alle sie-
ben Jahre wird evaluiert und die 
Unis müssen sich neu bewer-
ben. Dann besteht das Risiko, 
dass Projekte wegfallen oder der 
Hochschule der Exzellenzstatus 
entzogen wird. Dieses Risiko ge-
ben die Unis eins zu eins an ihre 
Beschäftigten weiter. Die GEW 
verlangt deswegen statt immer 
neuer und befristeter Sonderpro-
gramme eine ausreichende und 
nachhaltige Grundfinanzierung 
der Hochschulen durch Bund 
und Länder, damit diese sich 
nicht ständig den Anforderungen 
von Drittmittelgebern unterwer-
fen müssten. Befristete Qualifi-
kationsstellen und unbefristete 
Dauerstellen müssen endlich 
wieder in einem vernünftigen 
Verhältnis zueinander stehen, 
das dem wissenschaftlichen 
Nachwuchs kalkulierbare Kar-
rierewege ermöglicht, statt sie 
im Status von Teilnehmer_innen 
eines unkalkulierbaren Lotterie-
spiels zu halten. 

Mit dem Hochschulpakt-
Nachfolgeprogramm, dem Zu-
kunftsvertrag Studium und Leh-
re zu stärken, wird dafür zwar 
etwas getan, doch es ist unter-
finanziert und wird nicht regel-
mäßig an die Tarifsteigerungen 
angepasst. Die Politik ist in der 
Pflicht, nun auch exzellente Ar-
beitsbedingungen zu schaffen 
und Fördergelder in unbefristete 
Jobs zu investieren. 

Fünf Jahre grüne Wissen-
schaftspolitik, das sind fünf Jahre 
prekäre Exzellenz, also Eliteden-
ken zu Lasten der Beschäftigten. 
Aus GEWerkschaftsperspektive 
eine desaströse Bilanz. 

FREDRIK DEHNERDT,

stellvertretender Vorsitzender

GEW Hamburg

GEW-Artikel der letzten fünf Jahre, in denen wir die aktuellen 
(Fehl-)Entwicklungen kommentiert haben und die zur Vertiefung 
der angesprochenen Themen genutzt werden können, sind zu finden 
unter: www.gew-hamburg.de/themen/hochschule-und-forschung/


